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§ 18 AEG Erfordernis der Planfeststellung

Betriebsanlagen einer Eisenbahn einschließlich der 

Bahnfernstromleitungen dürfen nur gebaut oder geändert werden, 

wenn der Plan vorher festgestellt ist. Bei der Planfeststellung sind 

die von dem Vorhaben berührten öffentlichen und privaten 

Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit im Rahmen der 

Abwägung zu berücksichtigen. Für das 

Planfeststellungsverfahren gelten die §§ 72 bis 78 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes nach Maßgabe dieses Gesetzes.
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§ 18a AEG Anhörungsverfahren

Für das Anhörungsverfahren gilt § 73 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes mit folgenden Maßgaben:

1. Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung verzichten. 

Findet keine Erörterung statt, so hat die Anhörungsbehörde 

ihre Stellungnahme innerhalb von sechs Wochen nach Ablauf 

der Einwendungsfrist abzugeben und zusammen mit den 

sonstigen in § 73 Absatz 9 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes aufgeführten Unterlagen der 

Planfeststellungsbehörde zuzuleiten.

2. Soll ein ausgelegter Plan geändert werden, so kann im 

Regelfall von der Erörterung im Sinne des § 73 Absatz 6 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes und des § 18 Absatz 1 Satz 4 

des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

abgesehen werden.
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§ 18c AEG Rechtswirkungen der Planfeststellung 

und der Plangenehmigung

Für die Rechtswirkungen der Planfeststellung und 

Plangenehmigung gilt § 75 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

mit folgenden Maßgaben:

1. Wird mit der Durchführung des Plans nicht innerhalb von 

zehn Jahren nach Eintritt der Unanfechtbarkeit begonnen, 

so tritt er außer Kraft, es sei denn, er wird vorher auf 

Antrag des Trägers des Vorhabens von der 

Planfeststellungsbehörde um höchstens fünf Jahre 

verlängert.

2. Vor der Entscheidung nach Nummer 1 ist eine auf den 

Antrag begrenzte Anhörung nach dem für die 

Planfeststellung oder für die Plangenehmigung 

vorgeschriebenen Verfahren durchzuführen.
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§ 18c AEG Rechtswirkungen der Planfeststellung 

und der Plangenehmigung

3. Für die Zustellung und Auslegung sowie die Anfechtung der 

Entscheidung über die Verlängerung sind die Bestimmungen über 

den Planfeststellungsbeschluss entsprechend anzuwenden.
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§ 18d AEG Planänderung vor Fertigstellung des 

Vorhabens

Für die Planergänzung und das ergänzende Verfahren im Sinne 

des § 75 Abs. 1a Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und 

für die Planänderung vor Fertigstellung des Vorhabens gilt § 76 

des Verwaltungsverfahrensgesetzes mit der Maßgabe, dass im 

Falle des § 76 Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes von 

einer Erörterung im Sinne des § 73 Abs. 6 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes und des § 18 Absatz 1 Satz 4 

des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung abgesehen 

werden kann. Im Übrigen gelten für das neue Verfahren die 

Vorschriften dieses Gesetzes.
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§ 19 AEG Veränderungssperre, Vorkaufsrecht

(1)Vom Beginn der Auslegung der Pläne im 

Planfeststellungsverfahren oder von dem Zeitpunkt an, zu dem 

den Betroffenen Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzusehen 

(§ 73 Abs. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes), dürfen auf den 

vom Plan betroffenen Flächen bis zu ihrer Inanspruchnahme 

wesentlich wertsteigernde oder die geplanten Baumaßnahmen 

erheblich erschwerende Veränderungen nicht vorgenommen 

werden (Veränderungssperre). Veränderungen, die in rechtlich 

zulässiger Weise vorher begonnen worden sind, 

Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher 

ausgeübten Nutzung werden davon nicht berührt. Unzulässige 

Veränderungen bleiben bei der Anordnung von Vorkehrungen und 

Anlagen (§ 74 Abs. 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes) und 

im Entschädigungsverfahren unberücksichtigt.
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§ 19 AEG Veränderungssperre, Vorkaufsrecht

(2)Dauert die Veränderungssperre über vier Jahre, können die 

Eigentümer für die dadurch entstandenen Vermögensnachteile 

Entschädigung verlangen.

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 steht dem Träger des 

Vorhabens an den betroffenen Flächen ein Vorkaufsrecht zu.
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§ 21 AEG Vorzeitige Besitzeinweisung

(1) Ist der sofortige Beginn von Bauarbeiten geboten und weigert 

sich der Eigentümer oder Besitzer, den Besitz eines für den Bau 

oder die Änderung von Betriebsanlagen der Eisenbahn 

benötigten Grundstücks durch Vereinbarung unter Vorbehalt aller 

Entschädigungsansprüche zu überlassen, so hat die 

Enteignungsbehörde den Träger des Vorhabens auf Antrag nach 

Feststellung des Planes oder Erteilung der Plangenehmigung in 

den Besitz einzuweisen. Der Planfeststellungsbeschluß oder die 

Plangenehmigung müssen vollziehbar sein. Weiterer 

Voraussetzungen bedarf es nicht.



Schwerpunktbereichsstudium an der Universität Passau

§ 21 AEG Vorzeitige Besitzeinweisung

(2)Die Enteignungsbehörde hat spätestens sechs Wochen nach 

Eingang des Antrags auf Besitzeinweisung mit den Beteiligten 

mündlich zu verhandeln. Hierzu sind der Antragsteller und die 

Betroffenen zu laden. Dabei ist den Betroffenen der Antrag auf 

Besitzeinweisung mitzuteilen. Die Ladungsfrist beträgt drei 

Wochen. Mit der Ladung sind die Betroffenen aufzufordern, 

etwaige Einwendungen gegen den Antrag vor der mündlichen 

Verhandlung bei der Enteignungsbehörde einzureichen. Sie sind 

außerdem darauf hinzuweisen, daß auch bei Nichterscheinen 

über den Antrag auf Besitzeinweisung und andere im Verfahren 

zu erledigende Anträge entschieden werden kann.

(3)Soweit der Zustand des Grundstücks von Bedeutung ist, hat die 

Enteignungsbehörde diesen bis zum Beginn der mündlichen 

Verhandlung in einer Niederschrift festzustellen oder durch einen 

Sachverständigen ermitteln zu lassen. Den Beteiligten ist eine 

Abschrift der Niederschrift oder des Ermittlungsergebnisses zu 

übersenden.
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§ 21 AEG Vorzeitige Besitzeinweisung

(4)Der Beschluß über die Besitzeinweisung ist dem Antragsteller 

und den Betroffenen spätestens zwei Wochen nach der 

mündlichen Verhandlung zuzustellen. Die Besitzeinweisung wird 

in dem von der Enteignungsbehörde bezeichneten Zeitpunkt 

wirksam. Dieser Zeitpunkt soll auf höchstens zwei Wochen nach 

Zustellung der Anordnung über die vorzeitige Besitzeinweisung 

an den unmittelbaren Besitzer festgesetzt werden. Durch die 

Besitzeinweisung wird dem Besitzer der Besitz entzogen und der 

Träger des Vorhabens Besitzer. Der Träger des Vorhabens darf 

auf dem Grundstück das im Antrag auf Besitzeinweisung 

bezeichnete Bauvorhaben durchführen und die dafür 

erforderlichen Maßnahmen treffen.
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§ 21 AEG Vorzeitige Besitzeinweisung

(5)Der Träger des Vorhabens hat für die durch die vorzeitige 

Besitzeinweisung entstehenden Vermögensnachteile 

Entschädigung zu leisten, soweit die Nachteile nicht durch die 

Verzinsung der Geldentschädigung für die Entziehung oder 

Beschränkung des Eigentums oder eines anderen Rechts 

ausgeglichen werden. Art und Höhe der Entschädigung sind von 

der Enteignungsbehörde in einem Beschluß festzusetzen.

(6)Wird der festgestellte Plan oder die Plangenehmigung 

aufgehoben, so ist auch die vorzeitige Besitzeinweisung 

aufzuheben und der vorherige Besitzer wieder in den Besitz 

einzuweisen. Der Träger des Vorhabens hat für alle durch die 

Besitzeinweisung entstandenen besonderen Nachteile 

Entschädigung zu leisten.
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§ 21 AEG Vorzeitige Besitzeinweisung

(7)Ein Rechtsbehelf gegen eine vorzeitige Besitzeinweisung hat 

keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der 

aufschiebenden Wirkung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der 

Verwaltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats 

nach der Zustellung des Besitzeinweisungsbeschlusses gestellt 

und begründet werden.
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§ 22 AEG Vorzeitige Besitzeinweisung

(1)Für Zwecke des Baus und des Ausbaus von Betriebsanlagen der 

Eisenbahn ist die Enteignung zulässig, soweit sie zur Ausführung 

eines nach § 18 festgestellten oder genehmigten Bauvorhabens 

notwendig ist. Einer weiteren Feststellung der Zulässigkeit der 

Enteignung bedarf es nicht.

(2)Der festgestellte oder genehmigte Plan ist dem 

Enteignungsverfahren zugrunde zu legen. Er ist für die 

Enteignungsbehörde bindend.

(3)Hat sich ein Beteiligter mit der Übertragung oder Beschränkung 

des Eigentums oder eines anderen Rechtes schriftlich 

einverstanden erklärt, kann das Entschädigungsverfahren 

unmittelbar durchgeführt werden.

(4) Im übrigen gelten die Enteignungsgesetze der Länder.
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§ 6 AEG Erteilen und Versagen der 

Unternehmensgenehmigung

(1)Ohne Unternehmensgenehmigung darf niemand

1. Eisenbahnverkehrsdienste erbringen,

2. als Fahrzeughalter selbstständig am Eisenbahnbetrieb 

teilnehmen oder

3. Schienenwege, Steuerungs- und Sicherungssysteme oder 

Bahnsteige betreiben.

Keiner Unternehmensgenehmigung bedürfen der Betreiber einer 

Serviceeinrichtung, einer Werksbahn und Tätigkeiten im Sinne 

des Satzes 1 Nummer 1 und 2, soweit die Eisenbahninfrastruktur 

einer Werksbahn benutzt wird.
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§ 6 AEG Erteilen und Versagen der 

Unternehmensgenehmigung

(2) Sind Anforderungen der §§ 6a bis 6e erfüllt, ist die 

Unternehmensgenehmigung zu erteilen. Die Genehmigung nach 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 wird für eine bestimmte 

Eisenbahninfrastruktur erteilt.

(3) Die Unternehmensgenehmigung kann nur beantragt werden, 

wenn der Antragsteller in Deutschland niedergelassen ist oder 

dort eine juristisch selbstständige Niederlassung betreibt.

(4) Die Genehmigungsbehörde entscheidet über den Antrag so bald 

wie möglich, spätestens jedoch drei Monate nach Vorlage aller 

erforderlichen Unterlagen.
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§ 6 AEG Erteilen und Versagen der 

Unternehmensgenehmigung

(5) Bei der Übernahme des Betriebes einer Eisenbahninfrastruktur 

darf die Unternehmensgenehmigung für das übernehmende 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen erst zu dem Zeitpunkt 

wirksam werden, zu dem die Genehmigung des abgebenden 

Eisenbahninfrastrukturunternehmens zurückgenommen, 

widerrufen oder eingeschränkt wird.

(6) Die Unternehmensgenehmigung allein berechtigt nicht zum 

Zugang zur Eisenbahninfrastruktur.
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§ 6a AEG Bedingungen für den Erhalt einer 

Unternehmensgenehmigung

Wer einen Antrag auf Erteilung einer Unternehmensgenehmigung 

stellt, muss der zuständigen Genehmigungsbehörde vor 

Aufnahme seiner Tätigkeit nachweisen, dass er den 

nachstehenden Anforderungen an die Zuverlässigkeit, die 

finanzielle Leistungsfähigkeit und die fachliche Eignung genügt. 

Für diese Zwecke hat der Antragsteller alle erforderlichen 

Angaben zu machen und zu belegen.
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§ 6b AEG Anforderungen an die Zuverlässigkeit

(1)Die für die Führung der Geschäfte bestellten Personen und das 

Unternehmen müssen zuverlässig sein.

(2) Eine für die Führung der Geschäfte bestellte Person gilt 

insbesondere dann nicht als zuverlässig, wenn sie rechtskräftig 

wegen Straftaten, einschließlich in Verkehrsvorschriften 

aufgeführter Verstöße oder wegen schwerer oder wiederholter 

Verstöße gegen arbeits- oder sozialrechtliche Pflichten 

einschließlich der Pflichten aus dem Arbeitsschutzrecht oder – im 

Falle eines Unternehmens, das einen grenzüberschreitenden 

Güterverkehr, der Zollverfahren unterliegt, zu betreiben wünscht –

gegen zollrechtliche Pflichten zu einer Freiheitsstrafe von 

mindestens einem Jahr verurteilt worden ist.
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§ 6b AEG Anforderungen an die Zuverlässigkeit

(3)Ein Unternehmen gilt insbesondere dann nicht als zuverlässig, 

wenn gegen dieses eine Geldbuße von mehr als 100 000 Euro 

wegen schwerwiegender Gesetzesverstöße, einschließlich in 

Verkehrsvorschriften aufgeführter Verstöße oder wegen schwerer 

oder wiederholter Verstöße gegen arbeits- oder sozialrechtliche 

Pflichten einschließlich der Pflichten aus dem Arbeitsschutzrecht 

oder – im Falle eines Unternehmens, das einen 

grenzüberschreitenden Güterverkehr, der Zollverfahren unterliegt, 

zu betreiben wünscht – gegen zollrechtliche Pflichten 

bestandskräftig festgesetzt wurde.
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§ 6c AEG Anforderungen an die finanzielle 

Leistungsfähigkeit

(1)Die Anforderungen an die finanzielle Leistungsfähigkeit sind 

erfüllt, wenn der Antragsteller nachweist, dass er seine 

tatsächlichen und voraussichtlichen Verpflichtungen unter 

realistischen Annahmen über einen Zeitraum von zwölf Monaten 

für eine Genehmigung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 

2 oder für 60 Monate für eine Genehmigung nach § 6 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 3 erfüllen kann.

(2) Die Genehmigungsbehörde prüft die finanzielle 

Leistungsfähigkeit insbesondere anhand des handelsrechtlichen 

Jahresabschlusses oder bei einem Antragsteller, der keinen 

Jahresabschluss vorlegen kann, anhand einer 

Vermögensübersicht. Jeder Antragsteller hat mindestens die in 

Anlage 2 genannten Angaben zu machen.
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§ 6c AEG Anforderungen an die finanzielle 

Leistungsfähigkeit

(3) Die finanzielle Leistungsfähigkeit eines Antragstellers ist nicht 

gegeben, wenn ein Insolvenzverfahren eröffnet worden ist oder in 

erheblichem Umfang oder wiederholt Rückstände an Steuern 

oder Sozialversicherungsbeiträgen bestehen, die aus der 

Unternehmenstätigkeit resultieren.

(4) Die Genehmigungsbehörde kann die Vorlage eines 

Prüfungsberichts und geeigneter Unterlagen einer Bank, einer 

öffentlichen Sparkasse, eines Wirtschaftsprüfers oder eines 

vereidigten Buchprüfers verlangen. Diese Unterlagen müssen die 

in Anlage 2 aufgeführten Angaben enthalten.
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§ 6d AEG Anforderungen an die fachliche Eignung

(1)Die Anforderungen an die fachliche Eignung sind erfüllt, wenn der 

Antragsteller nachweist, dass er über eine Betriebsorganisation 

verfügt oder verfügen wird, die die erforderlichen Kenntnisse oder 

Erfahrungen für eine sichere und zuverlässige betriebliche 

Beherrschung und Überwachung der in der 

Unternehmensgenehmigung genannten Geschäftstätigkeit 

mitbringt.
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§ 6d AEG Anforderungen an die fachliche Eignung

(2) Die Anforderungen an die fachliche Eignung sind dann erfüllt, 

wenn die für die Führung der Geschäfte bestellten Personen von 

der zuständigen Aufsichtsbehörde als Betriebsleiter bestätigt 

sind. Ein bestätigter Betriebsleiter gilt als eine für die Führung der 

Geschäfte bestellte Person. Die Sätze 1 und 2 gelten 

entsprechend für Personen, die für ein 

Sicherheitsmanagementsystem verantwortlich sind, das im 

Rahmen einer Sicherheitsbescheinigung oder 

Sicherheitsgenehmigung zugelassen wurde.
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§ 6e AEG Nachweis der Zuverlässigkeit und der 

finanziellen Leistungsfähigkeit

Ist der Antragsteller

1. die Bundesrepublik Deutschland,

2. ein Land,

3. eine kommunale Gebietskörperschaft oder ein 

Zusammenschluss kommunaler Gebietskörperschaften oder

4. eine juristische Person, die sich überwiegend in der Hand 

einer der in den Nummern 1 bis 3 genannten 

Gebietskörperschaften befindet,

gilt der Nachweis der Zuverlässigkeit und der finanziellen 

Leistungsfähigkeit als erbracht. Satz 1 gilt auch für die 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union und Vertragsstaaten des 

Abkommens vom 2. Mai 1992 über den Europäischen 

Wirtschaftsraum und die entsprechenden Gebietskörperschaften 

solcher Mitgliedstaaten oder Vertragsstaaten.
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§ 6f AEG Gültigkeit der Unternehmensgenehmigung

(1)Wem nach dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der 

Europäischen Union oder eines Vertragsstaates des Abkommens 

vom 2. Mai 1992 über den Europäischen Wirtschaftsraum für 

Tätigkeiten nach Artikel 17 Absatz 4 der Richtlinie 2012/34/EU 

eine Unternehmensgenehmigung erteilt wurde, bedarf im Inland 

für diese Tätigkeiten keiner weiteren 

Unternehmensgenehmigung.

(2) Wem eine Unternehmensgenehmigung im Sinne des Absatzes 1 

erteilt wurde, muss dem Eisenbahn-Bundesamt vor Aufnahme 

des Verkehrs auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 

diese Unternehmensgenehmigung vorlegen. Zugangsrechte 

bleiben unberührt.
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§ 6f AEG Gültigkeit der Unternehmensgenehmigung

(3)Die Genehmigungsbehörde kann die von ihr erteilte 

Genehmigung mit der Auflage versehen, dass regelmäßig eine 

Überprüfung durchzuführen ist. Die Frist für die Überprüfung 

beträgt höchstens fünf Jahre.



Schwerpunktbereichsstudium an der Universität Passau

§ 6g AEG Widerruf, befristete 

Unternehmensgenehmigung

(1)Die Genehmigungsbehörde kann bei begründetem Zweifel daran, 

dass ein Unternehmen, dem sie eine 

Unternehmensgenehmigung erteilt hat, die Anforderungen der §§

6a bis 6e erfüllt, jederzeit prüfen, ob es diesen Anforderungen 

tatsächlich nachkommt. Die Genehmigungsbehörde hat die 

Unternehmensgenehmigung zu widerrufen, wenn sie feststellt, 

dass das Unternehmen den Anforderungen nach Satz 1 nicht 

nachkommt.

(2) Hat eine inländische Genehmigungsbehörde begründeten 

Zweifel daran, dass ein Unternehmen, dem die 

Genehmigungsbehörde eines anderen Mitgliedstaates der 

Europäischen Union eine Unternehmensgenehmigung erteilt hat, 

die Anforderungen der §§ 6a bis 6e erfüllt, so teilt sie der Behörde 

des anderen Mitgliedstaates ihre Zweifel unverzüglich mit. Satz 1 

gilt auch für die inländischen Genehmigungsbehörden 

untereinander.
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§ 6g AEG Widerruf, befristete 

Unternehmensgenehmigung

(3) Ungeachtet des Absatzes 1 Satz 2 kann die 

Genehmigungsbehörde davon absehen, die 

Unternehmensgenehmigung wegen Nichterfüllung der 

Anforderungen an die finanzielle Leistungsfähigkeit zu widerrufen 

und dem Unternehmen zur Wiederherstellung der finanziellen 

Leistungsfähigkeit eine angemessene Frist setzen, wenn die 

Sicherheit nicht gefährdet ist. Satz 1 gilt auch für den Fall einer 

Wiederherstellung der Zuverlässigkeit oder der fachlichen 

Eignung. Die Frist nach Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, 

darf sechs Monate nicht überschreiten. Ist eine gesetzte Frist 

verstrichen, ohne dass die Wiederherstellung gelungen ist, ist die 

Genehmigung nach Absatz 1 Satz 2 zu widerrufen.
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§ 6g AEG Widerruf, befristete 

Unternehmensgenehmigung

(4) Hat ein Unternehmen den Betrieb sechs Monate lang eingestellt 

oder innerhalb von sechs Monaten nach Erteilung einer 

Unternehmensgenehmigung den Betrieb nicht aufgenommen, hat 

die Genehmigungsbehörde zu überprüfen, ob das Unternehmen 

die Anforderungen der §§ 6a bis 6e noch erfüllt. Im Falle der 

Betriebsaufnahme kann ein Unternehmen beantragen, dass unter 

Berücksichtigung der Besonderheit der zu erbringenden 

Leistungen die Frist des Satzes 1 verlängert wird.
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§ 6g AEG Widerruf, befristete 

Unternehmensgenehmigung

(4) Hat ein Unternehmen den Betrieb sechs Monate lang eingestellt 

oder innerhalb von sechs Monaten nach Erteilung einer 

Unternehmensgenehmigung den Betrieb nicht aufgenommen, hat 

die Genehmigungsbehörde zu überprüfen, ob das Unternehmen 

die Anforderungen der §§ 6a bis 6e noch erfüllt. Im Falle der 

Betriebsaufnahme kann ein Unternehmen beantragen, dass unter 

Berücksichtigung der Besonderheit der zu erbringenden 

Leistungen die Frist des Satzes 1 verlängert wird.
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§ 6g AEG Widerruf, befristete 

Unternehmensgenehmigung

(5) Im Falle einer Änderung, die sich auf die Rechtsstellung eines 

Unternehmens auswirkt, insbesondere bei Zusammenschlüssen 

oder Übernahmen, hat es die Genehmigungsbehörde darüber zu 

unterrichten. Die Genehmigungsbehörde hat zu überprüfen, ob 

das Unternehmen die Anforderungen der §§ 6a bis 6e noch 

erfüllt. Das betreffende Unternehmen kann den Betrieb 

fortsetzen, sofern nicht die Genehmigungsbehörde durch 

Anordnung feststellt, dass die Sicherheit gefährdet ist. In einem 

solchen Fall hat das betreffende Unternehmen den Betrieb 

unverzüglich einzustellen.

(6) Beabsichtigt ein Unternehmen, seine Geschäftstätigkeit erheblich 

zu ändern oder zu erweitern, so hat es die 

Genehmigungsbehörde darüber zu unterrichten. Die 

Genehmigungsbehörde hat zu überprüfen, ob das Unternehmen 

die Anforderungen der §§ 6a bis 6e noch erfüllt.
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§ 6g AEG Widerruf, befristete 

Unternehmensgenehmigung

(7) Die Genehmigungsbehörde hat bei einem Unternehmen, gegen 

das ein Insolvenzverfahren oder ein ähnliches Verfahren 

eingeleitet worden ist, die Unternehmensgenehmigung zu 

widerrufen, wenn sie davon überzeugt ist, dass innerhalb einer 

vertretbaren Zeit eine erfolgversprechende Sanierung nicht zu 

erwarten ist.

(8) Die Absätze 1 bis 7 lassen die Befugnisse der zuständigen 

Behörde nach den Vorschriften über Rücknahme und Widerruf 

von Verwaltungsakten in den Verwaltungsverfahrensgesetzen 

des Bundes und der Länder unberührt.



Schwerpunktbereichsstudium an der Universität Passau

§ 6h AEG Unterrichtung der Europäischen 

Kommission

Wenn eine Genehmigungsbehörde einem 

Eisenbahnverkehrsunternehmen eine 

Unternehmensgenehmigung erteilt, widerruft oder ändert, 

unterrichtet sie unverzüglich die Europäische Eisenbahnagentur 

und die anderen inländischen Genehmigungsbehörden. Die 

Genehmigungsbehörden der Länder leiten ihre Unterrichtung an 

die Europäische Eisenbahnagentur über das Eisenbahn-

Bundesamt.
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§ 6i AEG Durchführungsrechtsakte der Europäischen 

Kommission

Die Vorschriften der §§ 6 bis 6h sind insoweit nicht anzuwenden, 

als ein auf der Grundlage des Artikels 17 Absatz 5 der Richtlinie 

2012/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

21. November 2012 zur Schaffung eines einheitlichen 

europäischen Eisenbahnraums (ABl. L 343 vom 14.12.2012, S. 

32) erlassener Durchführungsrechtsakt eine inhaltsgleiche oder 

entgegenstehende Regelung trifft.
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§ 7a AEG Sicherheitsbescheinigung und nationale 

Bescheinigung für 

Eisenbahnverkehrsunternehmen

(1)Ohne Sicherheitsbescheinigung dürfen 

Eisenbahnverkehrsunternehmen vorbehaltlich des Absatzes 4 

nicht am regelspurigen öffentlichen Eisenbahnbetrieb teilnehmen. 

Satz 1 gilt nicht für Regionalbahnen, die nur im Inland verkehren.



Schwerpunktbereichsstudium an der Universität Passau

§ 7a AEG Sicherheitsbescheinigung und nationale 

Bescheinigung für 

Eisenbahnverkehrsunternehmen

(2)Die Sicherheitsbescheinigung ist für nach Art und räumliche 

Ausdehnung festgelegte Eisenbahnverkehrsdienste auf 

schriftlichen Antrag für die betreffenden Schienennetze oder 

Schienenwege öffentlicher Eisenbahninfrastrukturunternehmen 

zu erteilen, wenn das Eisenbahnverkehrsunternehmen den 

Nachweis erbringt, dass es

1. ein Sicherheitsmanagementsystem eingerichtet hat, das 

mindestens die Anforderungen des Artikels 9 Abs. 2 und 

3 der Richtlinie 2004/49/EG erfüllt, soweit sich nicht aus 

einer Rechtsverordnung auf Grund des § 26 Abs. 1 Nr. 14 

ergänzende Anforderungen ergeben, und

2. die besonderen Anforderungen für den sicheren 

Verkehrsbetrieb für Personal und Fahrzeuge auf dem 

betreffenden Schienennetz oder den einzelnen 

Schienenwegen erfüllt.
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§ 7a AEG Sicherheitsbescheinigung und nationale 

Bescheinigung für 

Eisenbahnverkehrsunternehmen

(3) Der Nachweis über die Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 

2 Nummer 1 ist abweichend von Absatz 2 nicht erforderlich für 

Eisenbahnverkehrsunternehmen, die

1. einen Eisenbahnbetriebsleiter bestellt haben, dessen 

Bestellung durch die zuständige 

Eisenbahnaufsichtsbehörde bestätigt worden ist, und

2. keine grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehrsdienste 

erbringen.
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§ 7a AEG Sicherheitsbescheinigung und nationale 

Bescheinigung für 

Eisenbahnverkehrsunternehmen

(4) Soweit ein Eisenbahnverkehrsunternehmen, das am öffentlichen 

Eisenbahnbetrieb teilzunehmen beabsichtigt, bereits über eine in 

einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union nach Artikel 

10 der Richtlinie 2004/49/EG für gleichartige 

Eisenbahnverkehrsdienste erteilte Sicherheitsbescheinigung 

verfügt, darf es im Inland nur mit einer zusätzlichen nationalen 

Bescheinigung am öffentlichen Eisenbahnbetrieb teilnehmen. 

Diese Bescheinigung ist auf Antrag für die betreffenden 

Schienennetze oder die Schienenwege öffentlicher 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen zu erteilen bei
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§ 7a AEG Sicherheitsbescheinigung und nationale 

Bescheinigung für 

Eisenbahnverkehrsunternehmen

1. Vorlage einer Darstellung des 

Sicherheitsmanagementsystems des 

Eisenbahnverkehrsunternehmens,

2. Vorlage der nach Artikel 10 Abs. 2 Buchstabe a der Richtlinie 

2004/49/EG erteilten Bescheinigung und

3. Nachweis, dass das Eisenbahnverkehrsunternehmen die 

besonderen Anforderungen für den sicheren Betrieb auf dem 

betreffenden Schienennetz oder den in Frage kommenden 

Schienenwegen erfüllt.
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§ 7a AEG Sicherheitsbescheinigung und nationale 

Bescheinigung für 

Eisenbahnverkehrsunternehmen

(5) Soweit ein nichtbundeseigenes Eisenbahnverkehrsunternehmen 

mit Sitz im Inland eine Sicherheitsbescheinigung beantragt, 

ergeht die Entscheidung nach Anhörung der für die 

Unternehmensgenehmigung nach § 6 zuständigen Behörde des 

Landes.

(6) Die Sicherheitsbehörde entscheidet über einen Antrag auf 

Erteilung einer Sicherheitsbescheinigung oder nationalen 

Bescheinigung nach Absatz 4 unverzüglich, spätestens jedoch 

vier Monate nach Vorlage der für die Entscheidung erforderlichen 

Unterlagen. Stellt die zuständige Behörde vor Ablauf der Frist 

Mängel der vorgelegten Unterlagen fest, hat sie dem Antragsteller 

Gelegenheit zur Beseitigung zu geben. Gibt die Behörde dem 

Antragsteller Gelegenheit, Mängeln der vorgelegten Unterlagen 

abzuhelfen, so ist die Frist nach Satz 1 bis zur Behebung der 

Mängel gehemmt.
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§ 7a AEG Sicherheitsbescheinigung und nationale 

Bescheinigung für 

Eisenbahnverkehrsunternehmen

(7) Die Sicherheitsbescheinigung nach Absatz 1 und die nationale 

Bescheinigung nach Absatz 4 gelten, vorbehaltlich des Satzes 3, 

jeweils für fünf Jahre. Soweit ihre Verlängerung bis spätestens 

sechs Monate vor Ablauf der Geltungsdauer beantragt wird, gilt 

die jeweilige Bescheinigung bis zur Unanfechtbarkeit der 

Entscheidung über den Verlängerungsantrag als weiterhin erteilt. 

Die Gültigkeit einer nationalen Bescheinigung nach Absatz 4 

endet in jedem Fall mit Ablauf der Gültigkeit der von der 

Sicherheitsbehörde des anderen Mitgliedstaates erteilten 

Bescheinigung im Sinne des Absatzes 4 Satz 1.

(8) Der Inhaber der Sicherheitsbescheinigung nach Absatz 1 oder 

der nationalen Bescheinigung nach Absatz 4 hat sicherzustellen, 

dass die Voraussetzungen, die für die Erteilung der 

Bescheinigung gegolten haben, auch danach erfüllt bleiben.
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§ 7b AEG Änderungen, Rücknahme und Widerruf der 

Sicherheitsbescheinigung und nationalen 

Bescheinigung

(1) Im Falle wesentlicher Änderungen der der Erteilung einer 

Bescheinigung nach § 7a Abs. 1 oder 4 zugrunde liegenden 

Verhältnisse hat das Eisenbahnverkehrsunternehmen 

unverzüglich die Änderung der erteilten Sicherheitsbescheinigung 

oder der nationalen Bescheinigung zu beantragen.

(2) Eine Bescheinigung nach § 7a Abs. 1 oder 4 kann im Falle 

wesentlicher Änderungen von Rechtsvorschriften über die 

Betriebssicherheit ganz oder teilweise geändert oder widerrufen 

werden.
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§ 7b AEG Änderungen, Rücknahme und Widerruf der 

Sicherheitsbescheinigung und nationalen 

Bescheinigung

(3) Eine Bescheinigung nach § 7a Abs. 1 oder 4 kann ganz oder 

teilweise widerrufen werden, soweit die in ihr enthaltenen 

Auflagen nicht erfüllt werden oder die Bescheinigung nicht in der 

vorgeschriebenen Weise genutzt wird. Satz 1 gilt auch, wenn 

eine Bescheinigung nicht vor Ablauf eines Jahres nach ihrer 

Ausstellung genutzt wird.

(4) Im Übrigen bleiben die verwaltungsverfahrensrechtlichen 

Vorschriften über die Aufhebung von Verwaltungsakten unberührt.
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§ 7c AEG Sicherheitsgenehmigung

(1)Ohne Sicherheitsgenehmigung dürfen 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen keine regelspurige 

öffentliche Eisenbahninfrastruktur mit Ausnahme von 

Serviceeinrichtungen oder Netzen des Regionalverkehrs, die 

keinen Anschluss an das Ausland haben, betreiben.

(2) Die Sicherheitsgenehmigung ist auf Antrag für bestimmte 

Schienennetze oder Schienenwege zu erteilen, wenn der 

Antragsteller den Nachweis erbringt, dass er

1. ein Sicherheitsmanagementsystem eingerichtet hat, das 

mindestens die Anforderungen des Artikels 9 Abs. 2 und 

3 der Richtlinie 2004/49/EG erfüllt, soweit sich nicht aus 

einer Rechtsverordnung auf Grund des § 26 Abs. 1 Nr. 14 

ergänzende Anforderungen ergeben, und

2. die besonderen Anforderungen für eine sichere 

Auslegung, Instandhaltung und einen sicheren Betrieb 

der Schienenwege einschließlich der Steuerungs- und 

Sicherungssysteme erfüllt.
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§ 7c AEG Sicherheitsgenehmigung

(3) Der Inhaber der Sicherheitsgenehmigung hat sicherzustellen, 

dass die Voraussetzungen, die für die Erteilung der 

Sicherheitsgenehmigung gegolten haben, auch danach erfüllt 

bleiben.

(4) § 7a Abs. 3 und 5 bis 7 sowie § 7b gelten entsprechend.
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§ 7d AEG Anerkennungen

Wer

1. Einrichtungen betreibt, in denen dem Fahr- und 

Zugbegleitpersonal oder sonstigem, mit 

sicherheitsrelevanten Aufgaben betrautem 

Eisenbahnpersonal die erforderlichen technischen 

Kenntnisse über Fahrzeuge oder über Strecken, die nur mit 

einer Sicherheitsgenehmigung betrieben werden dürfen, die 

erforderlichen Kenntnisse der Betriebsvorschriften und 

Betriebsverfahren, einschließlich der Signalgebung, der 

Zugsteuerung und Zugsicherung, sowie der für die 

betreffenden Strecken geltenden Notfallverfahren vermittelt 

werden,

2. Prüfungen für die Erteilung des Triebfahrzeugführerscheins 

oder der Bescheinigung durchführt,
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§ 7d AEG Anerkennungen

3. als Arzt oder Psychologe Tauglichkeitsuntersuchungen für 

die Erteilung, Aussetzung oder Entziehung des 

Triebfahrzeugführerscheins durchführt oder unter seiner 

Aufsicht durchführen lässt,

bedarf der Anerkennung durch die zuständige Behörde nach 

Maßgabe einer auf Grund des § 26 Absatz 1Satz 1 Nummer 4, 5 

und 16 ergangenen Rechtsverordnung. Satz 1 gilt nicht für 

Eisenbahnen, die Schulungseinrichtungen nach Satz 1 Nummer 

1 betreiben, wenn ihnen eine Sicherheitsbescheinigung oder 

Sicherheitsgenehmigung erteilt worden ist oder sie einen 

Eisenbahnbetriebsleiter bestellt haben, dessen Bestellung durch 

die zuständige Eisenbahnaufsichtsbehörde bestätigt worden ist.
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§ 7e AEG Zugang zu Schulungsmöglichkeiten

(1) Eisenbahninfrastrukturunternehmen sind verpflichtet, dem Fahr-

und Begleitpersonal der Eisenbahnverkehrsunternehmen die 

erforderlichen Streckenkenntnisse und die erforderlichen 

Kenntnisse der Betriebsvorschriften und Betriebsverfahren, 

einschließlich der Signalgebung, der Zugsteuerung und 

Zugsicherung, sowie der für die betreffenden Strecken geltenden 

Notfallverfahren durch Schulungen zu vermitteln, soweit 

Schulungen nicht durch Dritte angeboten werden.
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§ 7e AEG Zugang zu Schulungsmöglichkeiten

(2) Wer Schulungen im Sinne des Absatzes 1 durchführt, ist 

verpflichtet,

1. Eisenbahnverkehrsunternehmen, die eine 

Sicherheitsbescheinigung beantragen wollen, 

nichtdiskriminierenden Zugang zu seinen 

Schulungsmöglichkeiten zu gewähren und 

Bescheinigungen über die Schulungen auszustellen, 

soweit derartige Schulungen für die Erfüllung von 

Anforderungen zur Erlangung der 

Sicherheitsbescheinigung vorgeschrieben sind;

2. Eisenbahninfrastrukturunternehmen 

nichtdiskriminierenden Zugang zu seinen 

Schulungseinrichtungen zu gewähren;
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§ 7e AEG Zugang zu Schulungsmöglichkeiten

3. Triebfahrzeugführern und Auszubildenden 

nichtdiskriminierenden Zugang zu seinen 

Schulungseinrichtungen zu gewähren, sofern in diesen 

eine Ausbildung durchgeführt wird, die für die Erteilung 

des Triebfahrzeugführerscheins oder die Ausstellung der 

Bescheinigung erforderlich ist.

(3) Für die Schulungen kann ein angemessenes Entgelt verlangt 

werden.

(4) Eisenbahnverkehrsunternehmen sind verpflichtet, ihren 

gegenwärtigen und früheren Mitarbeitern auf Verlangen die dort 

erworbenen Qualifikationen, Erfahrungen sowie Teilnahme an 

Schulungen zu bescheinigen.
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§ 7f AEG Aufnahme des Betriebes

(1)Eine Eisenbahn, die keiner Sicherheitsbescheinigung oder -

genehmigung bedarf, bedarf für

1. die Aufnahme des Betriebes,

2. die Erweiterung des Betriebes einer 

Eisenbahninfrastruktur auf eine Strecke, die nicht 

unmittelbar an eine bereits von ihr betriebene Strecke 

angrenzt,

der Erlaubnis der Aufsichtsbehörde. Die Erlaubnis wird erteilt, 

wenn die Anforderungen an Eisenbahnen nach diesem Gesetz 

und den darauf beruhenden Rechtsverordnungen erfüllt sind.
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§ 7f AEG Aufnahme des Betriebes

(2) Die Erlaubnis gilt als erteilt, wenn der Eisenbahn nicht innerhalb 

von sechs Wochen nach Eingang ihres Antrags eine von dem 

Antrag abweichende Entscheidung der Aufsichtsbehörde zugeht. 

Dem Antragsteller ist der Eingang des Antrags unverzüglich 

schriftlich zu bestätigen.

(3) Wesentliche Änderungen des nach Absatz 1 zugelassenen 

Eisenbahnbetriebes, die die Betriebssicherheit berühren, sind der 

zuständigen Eisenbahnaufsichtsbehörde 14 Tage vor 

Inbetriebnahme anzuzeigen.
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§ 7g AEG Bescheinigungen betreffend die 

Instandhaltung

(1)Wer als für die Instandhaltung von Güterwagen zuständige Stelle 

tätig werden will, bedarf einer Instandhaltungsstellen-

Bescheinigung. Satz 1 gilt nicht für das Instandhalten von 

Güterwagen, die nur

1. auf nichtöffentlichen oder nichtregelspurigen 

Eisenbahninfrastrukturen oder

2. für historische oder touristische Zwecke eingesetzt 

werden.

(2)Die Sicherheitsbehörde erteilt die Instandhaltungsstellen-

Bescheinigung auf Antrag, wenn der Antragsteller nachweist, 

dass er ein Instandhaltungssystem eingerichtet hat, das 

mindestens die Anforderungen nach Artikel 4 der Verordnung 

(EU) Nr. 445/2011 erfüllt, soweit sich nicht aus einer 

Rechtsverordnung auf Grund des § 26 Absatz 1 Satz 1 Nummer 

19 ergänzende Anforderungen ergeben.
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§ 7g AEG Bescheinigungen betreffend die 

Instandhaltung

(2a) Die Sicherheitsbehörde befreit auf Antrag die für die 

Instandhaltung von Güterwagen, die ausschließlich als 

militärisches Gerät eingesetzt werden, zuständigen Stellen 

für bis zu fünf Jahre vom Erfordernis einer 

Instandhaltungsstellen-Bescheinigung nach Absatz 1 Satz 1. 

Mit der Befreiung sind Ausnahmen zur Registrierung dieser 

Fahrzeuge zu treffen, soweit es die Bestimmung und 

Zertifizierung der für die Instandhaltung von Güterwagen 

zuständigen Stellen betrifft. § 4a bleibt mit Ausnahme seines 

Absatzes 3 unberührt.
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§ 7g AEG Bescheinigungen betreffend die 

Instandhaltung

(3)Eine Bescheinigung für Instandhaltungsfunktionen kann 

beantragen, wer nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b bis d der 

Verordnung (EU) Nr. 445/2011 folgende Funktionen oder Teile 

davon wahrnehmen will:

1. die Instandhaltungsentwicklungsfunktion,

2. die Fuhrpark-Instandhaltungsmanagementfunktion 

oder

3. die Instandhaltungserbringungsfunktion.

Die Sicherheitsbehörde erteilt die Bescheinigung nach Satz 1 

auf Antrag, wenn der Antragsteller nachweist, dass er die 

Voraussetzungen nach Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 

445/2011 erfüllt.



Schwerpunktbereichsstudium an der Universität Passau

§ 7g AEG Bescheinigungen betreffend die 

Instandhaltung

(4)Wer von einer zuständigen Zertifizierungsstelle in einem 

Mitgliedstaat der Europäischen Union eine Bescheinigung 

entsprechend Absatz 1 oder 3 erhalten hat, bedarf in der 

Bundesrepublik Deutschland keiner weiteren Bescheinigung. 

Entsprechendes gilt für erteilte Bescheinigungen nach Artikel 15 

ATMF – Anhang G zum Übereinkommen vom 9. Mai 1980 über 

den internationalen Eisenbahnverkehr – COTIF – (BGBl. 1985 II 

S. 130) in der Fassung des Protokolls vom 3. Juni 1999 

betreffend die Änderung des Übereinkommens vom 9. Mai 1980 

über den internationalen Eisenbahnverkehr – COTIF – (BGBl. 

2002 II S. 2140).
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§ 7h AEG Gebühren und Auslagen

(1)Für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen des 

Eisenbahn-Bundesamtes, der benannten Stellen, der nach § 7d 

anerkannten Personen und Stellen und der Regulierungsbehörde 

nach diesem Gesetz, dem 

Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetz, dem 

Schienengüterfernverkehrsnetzförderungsgesetz oder nach den 

auf Grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen 

werden Gebühren und Auslagen erhoben. Die Gebührensätze 

sind so zu bemessen, dass der mit den individuell zurechenbaren 

öffentlichen Leistungen verbundene Personal- und Sachaufwand 

gedeckt wird. Bei begünstigenden individuell zurechenbaren 

öffentlichen Leistungen kann daneben die Bedeutung, der 

wirtschaftliche Wert oder der sonstige Nutzen für den 

Gebührenschuldner angemessen berücksichtigt werden.
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§ 7h AEG Gebühren und Auslagen

(2) Im Falle des Einsatzes von Verwaltungshelfern nach § 5a Absatz 

8a wird dem Antragsteller die voraussichtliche Höhe der 

Gebühren und Auslagen vorab mitgeteilt. Ihm ist die Möglichkeit 

einzuräumen, seinen Antrag zurückzunehmen oder 

einzuschränken.
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§ 4 AEG Sicherheitspflichten, Zuständigkeiten des 

Eisenbahn-Bundesamtes

(1)Eisenbahninfrastrukturen und Fahrzeuge müssen den 

Anforderungen der öffentlichen Sicherheit

1. an den Bau zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme und

2. an den Betrieb

genügen.

(2) Ist in einer Rechtsvorschrift für die Inbetriebnahme einer 

Eisenbahninfrastruktur oder eines Fahrzeuges eine 

Genehmigung vorgeschrieben, dann können Eisenbahnen, Halter 

von Eisenbahnfahrzeugen oder Hersteller die Genehmigung zur 

Inbetriebnahme beantragen.
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§ 4 AEG Sicherheitspflichten, Zuständigkeiten des 

Eisenbahn-Bundesamtes

(3)Die Eisenbahnen und Halter von Eisenbahnfahrzeugen sind 

verpflichtet,

1. ihren Betrieb sicher zu führen und

2. an Maßnahmen des Brandschutzes und der Technischen 

Hilfeleistung mitzuwirken.

Eisenbahnen sind zudem verpflichtet, die Eisenbahninfrastruktur 

sicher zu bauen und in betriebssicherem Zustand zu halten.
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§ 4 AEG Sicherheitspflichten, Zuständigkeiten des 

Eisenbahn-Bundesamtes

(4)Eisenbahnen, die eine Sicherheitsbescheinigung oder eine 

Sicherheitsgenehmigung benötigen, haben ein 

Sicherheitsmanagementsystem nach Artikel 9 Absatz 2 und 3 der 

Richtlinie 2004/49/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 29. April 2004 über Eisenbahnsicherheit in der 

Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 95/18/EG des 

Rates über die Erteilung von Genehmigungen an 

Eisenbahnunternehmen und der Richtlinie 2001/14/EG über die 

Zuweisung von Fahrwegkapazität der Eisenbahn, die Erhebung 

von Entgelten für die Nutzung von Eisenbahninfrastruktur und die 

Sicherheitsbescheinigung („Richtlinie über die 

Eisenbahnsicherheit“) (ABl. L 164 vom 30.4.2004, S. 44, L 220 

vom 21.6.2004, S. 16), die zuletzt durch die Richtlinie 

2009/149/EG (ABl. L 313 vom 28.11.2009, S. 65) geändert 

worden ist, einzurichten und über dessen Inhalt in nicht 

personenbezogener Form Aufzeichnungen zu führen
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§ 4 AEG Sicherheitspflichten, Zuständigkeiten des 

Eisenbahn-Bundesamtes

Die übrigen Eisenbahnen haben in geeigneter Weise Regelungen 

zur Erfüllung der Anforderungen der öffentlichen Sicherheit 

festzulegen und über deren Inhalt in nicht personenbezogener 

Form Aufzeichnungen zu führen.

(5)Die Eisenbahnen haben von ihnen nicht mehr verwendete 

Aufzeichnungen über das System nach Absatz 4 Satz 1 und 2 

unverzüglich als solche zu kennzeichnen. Die Eisenbahnen sind 

verpflichtet, die Aufzeichnungen ab dem Tag der Kennzeichnung 

fünf Jahre lang aufzubewahren.
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§ 4 AEG Sicherheitspflichten, Zuständigkeiten des 

Eisenbahn-Bundesamtes

(6) Im Hinblick auf Errichtung, Änderung, Unterhaltung und Betrieb 

der Betriebsanlagen und der Fahrzeuge von Eisenbahnen des 

Bundes obliegen dem Eisenbahn-Bundesamt

1. die Erteilung von Baufreigaben, Zulassungen und 

Genehmigungen,

2. die Abnahmen, Prüfungen und Überwachungen

auf Grund anderer Gesetze und Verordnungen. § 5 Absatz 5 

bleibt unberührt.

(7)Der Betreiber der Schienenwege muss auch den Betrieb der 

zugehörigen Steuerungs- und Sicherungssysteme sowie die 

zugehörigen Anlagen zur streckenbezogenen Versorgung mit 

Fahrstrom zum Gegenstand seines Unternehmens machen.
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§ 4a AEG Instandhaltung

(1)Die Eisenbahnen und Halter von Eisenbahnfahrzeugen sind für 

die Instandhaltung jedes ihrer Eisenbahnfahrzeuge zuständig (für 

die Instandhaltung zuständige Stelle). Sie können die Aufgabe 

nach Satz 1 auf die für die Instandhaltung zuständige Stelle eines 

Dritten übertragen.

(2)Unbeschadet der Verantwortung der Eisenbahnen und Halter von 

Eisenbahnfahrzeugen für den sicheren Betrieb sind die für die 

Instandhaltung zuständigen Stellen verpflichtet, die von ihnen zur 

Instandhaltung übernommenen Eisenbahnfahrzeuge in 

betriebssicherem Zustand zu halten.
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§ 4a AEG Instandhaltung

(3)Zur Instandhaltung haben die zuständigen Stellen, die eine 

Instandhaltungsstellen-Bescheinigung benötigen, ein 

Instandhaltungssystem einzurichten und über dessen Inhalt in 

nicht personenbezogener Form Aufzeichnungen zu führen. Das 

Instandhaltungssystem richtet sich nach den Anforderungen des 

Artikels 4 der Verordnung (EU) Nr. 445/2011 der Kommission 

vom 10. Mai 2011 über ein System zur Zertifizierung von für die 

Instandhaltung von Güterwagen zuständigen Stellen und zur 

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 653/2007 (ABl. L 122 vom 

11.5.2011, S. 22). Die Instandhaltung richtet sich nach

1. den Instandhaltungsunterlagen jedes 

Eisenbahnfahrzeuges nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe 

b der Verordnung (EU) Nr. 445/2011 und

2. den anwendbaren Anforderungen, einschließlich der 

einschlägigen Regelungen zur Fahrzeuginstandhaltung 

und der technischen Spezifikationen für die 

Interoperabilität.
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(4)Die übrigen Stellen für die Instandhaltung von 

Eisenbahnfahrzeugen, die keine Instandhaltungsstellen-

Bescheinigung benötigen, haben in geeigneter Weise 

Regelungen zur Erfüllung der Anforderungen der öffentlichen 

Sicherheit festzulegen und über deren Inhalt in nicht 

personenbezogener Form Aufzeichnungen zu führen.

(5)Die in den Absätzen 3 und 4 genannten Stellen haben von ihnen 

nicht mehr verwendete Aufzeichnungen über das System nach 

Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 unverzüglich als solche zu 

kennzeichnen. Die Stellen sind verpflichtet, die Aufzeichnungen 

ab dem Tag der Kennzeichnung fünf Jahre lang aufzubewahren.
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(6)Die in den Absätzen 3 und 4 genannten Stellen haben die 

Instandhaltungsunterlagen jedes Eisenbahnfahrzeuges so lange 

aufzubewahren, wie das Eisenbahnfahrzeug als solches 

verwendet werden kann. Die zu den Instandhaltungsunterlagen 

zählenden Instandhaltungsnachweise jedes 

Eisenbahnfahrzeuges sind dabei nach DIN 27201-2:2012-02

aufzubewahren.
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§ 11 AEG Abgabe und Stilllegung von 

Eisenbahninfrastruktureinrichtungen, 

Betriebspflicht

(1)Betreiber von Schienenwegen und Betreiber von 

Serviceeinrichtungen sind zum Betrieb ihrer 

Eisenbahninfrastruktur verpflichtet. Beabsichtigt ein öffentliches 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen die dauernde Einstellung des 

Betriebes einer Strecke oder einer Serviceeinrichtung, eines für 

die Betriebsabwicklung wichtigen Bahnhofs oder die mehr als 

geringfügige Verringerung der Kapazität einer Strecke, so hat es 

dies bei der zuständigen Aufsichtsbehörde zu beantragen. Dabei 

hat es darzulegen, daß ihm der Betrieb der 

Infrastruktureinrichtung nicht mehr zugemutet werden kann und 

Verhandlungen mit Dritten, denen ein Angebot für die Übernahme 

der Infrastruktureinrichtung durch Verkauf oder Verpachtung zu in 

diesem Bereich üblichen Bedingungen gemacht wurde, erfolglos 

geblieben sind. 
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Bei den Übernahmeangeboten an Dritte sind Vorleistungen 

angemessen zu berücksichtigen. Die zuständige 

Aufsichtsbehörde kann bei einem Antrag auf dauernde 

Einstellung des Betriebes einer Serviceeinrichtung 

entscheiden, dass eine Bekanntgabe nach Absatz 1a 

entbehrlich ist, wenn die Serviceeinrichtung in den letzten 24 

Monaten vor der geplanten Betriebseinstellung nicht 

zweckentsprechend genutzt wurde und kein Antrag auf 

Nutzung gestellt oder eine entsprechende Absicht dem 

Betreiber bekannt ist.
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Eisenbahninfrastruktureinrichtungen, 

Betriebspflicht

(1a) Öffentliche Eisenbahninfrastrukturunternehmen haben ihre 

Absicht nach Absatz 1 Satz 1 entweder

1. im Bundesanzeiger zu veröffentlichen oder

2. im Internet zu veröffentlichen und die Adresse im 

Bundesanzeiger bekannt zu machen.

In der Bekanntmachung sind Angaben für die 

betriebswirtschaftliche Bewertung dieser Infrastruktur 

aufzunehmen. Nach der Veröffentlichung können Dritte das 

öffentliche Eisenbahninfrastrukturunternehmen binnen einer Frist 

von drei Monaten zur Abgabe eines Angebotes auffordern. Im 

Angebot ist die Bestimmung der abzugebenden Grundstücke und 

Infrastruktureinrichtungen für Eisenbahnzwecke und deren 

Ertragswert bei der Preisbildung angemessen zu berücksichtigen.
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Bei der Bemessung des Pachtzinses ist maßgeblich der 

Ertragswert zu berücksichtigen. Das Angebot muss den 

Anschluss an die angrenzende Schieneninfrastruktur umfassen.

(2)Die zuständige Aufsichtsbehörde hat über den Antrag unter 

Berücksichtigung verkehrlicher und wirtschaftlicher Kriterien 

innerhalb von drei Monaten zu entscheiden. Im Bereich der 

Eisenbahnen des Bundes entscheidet das Eisenbahn-Bundesamt 

im Benehmen mit der zuständigen Landesbehörde. Bis zur 

Entscheidung hat das Unternehmen den Betrieb der 

Schieneninfrastruktur aufrecht zu halten.
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(3)Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die zuständige 

Aufsichtsbehörde innerhalb der in Absatz 2 bestimmten Frist nicht 

entschieden hat. Versagt sie die Genehmigung nach Maßgabe 

des Absatzes 2, so hat sie dem 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen die aus der Versagung 

entstehenden Kosten, einschließlich der kalkulatorischen Kosten 

zu ersetzen; die Zahlungsverpflichtung trifft das Land, wenn die 

von der Landesbehörde im Rahmen des Benehmens 

vorgetragenen Gründe für die Ablehnung maßgebend waren.

(4)Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 nicht vor, ist 

die Genehmigung zu versagen.

(5)Eine Versagung nach Maßgabe des Absatzes 2 ist nur für einen 

Zeitraum von einem Jahr möglich; danach gilt die Genehmigung 

als erteilt.
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(1) Jede Eisenbahn hat angrenzenden Eisenbahnen mit Sitz in der 

Bundesrepublik Deutschland den Anschluß an ihre 

Eisenbahninfrastruktur unter billiger Regelung der Bedingungen 

und der Kosten zu gestatten. Zugangsrechte nach dem 

Eisenbahnregulierungsgesetz bleiben unberührt.

(2) Im Falle der Nichteinigung über die Bedingungen des 

Anschlusses sowie über die Angemessenheit der Kosten 

entscheidet, wenn eine Eisenbahn des Bundes beteiligt ist, das 

Eisenbahn-Bundesamt, in den übrigen Fällen die zuständige 

Landesbehörde.
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(3) Eine Werksbahn hat einer angrenzenden Eisenbahn für deren 

eigenen Güterverkehr den Anschluss an ihre 

Eisenbahninfrastruktur unter billiger Regelung der Bedingungen 

und der Kosten zu gestatten. Dies gilt nicht, wenn der 

angrenzenden Eisenbahn eine Nutzung der Infrastruktur aus 

Gründen des Betriebs der Werksbahn nicht möglich ist. Im Falle 

der Nichteinigung über die Möglichkeit des Anschlusses, die 

Bedingungen des Anschlusses sowie über die Angemessenheit 

der Kosten entscheidet, wenn eine Eisenbahn des Bundes 

beteiligt ist, das Eisenbahn-Bundesamt, in den übrigen Fällen die 

zuständige Landesbehörde.
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§ 10 ERegG Zugang zu Eisenbahnanlagen und zu 

Serviceeinrichtungen

(1)Jeder Zugangsberechtigte hat das Recht auf Zugang zu 

Eisenbahnanlagen für alle Arten von 

Schienengüterverkehrsdiensten zu angemessenen, 

nichtdiskriminierenden und transparenten Bedingungen. Dieses 

Recht schließt auch den Zugang zu Infrastrukturen für die 

Anbindung von See- und Binnenhäfen und anderen 

Serviceeinrichtungen nach Anlage 2 Nummer 2 und den Zugang 

zu Infrastrukturen ein, die mehr als einem Endnutzer dienen oder 

dienen können.

(2)Ein Zugangsberechtigter mit Sitz im Inland hat das Recht auf 

Zugang zu Eisenbahnanlagen für alle Arten von 

Personenverkehrsdiensten zu angemessenen, 

nichtdiskriminierenden und transparenten Bedingungen.
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(3)Ein Zugangsberechtigter mit Sitz im Ausland hat das Recht auf 

Zugang zu Eisenbahnanlagen im Inland zu angemessenen, 

nichtdiskriminierenden und transparenten Bedingungen nur, 

soweit er grenzüberschreitende Personenverkehrsdienste 

erbringt. Bei der Durchführung eines grenzüberschreitenden 

Personenverkehrsdienstes haben die 

Eisenbahnverkehrsunternehmen das Recht, Fahrgäste an jedem 

beliebigen Bahnhof auf der grenzüberschreitenden Strecke 

aufzunehmen und abzusetzen. Bei der Durchführung eines 

grenzüberschreitenden Personenverkehrsdienstes kann ein 

Fahrgast auch im Inland aufgenommen und abgesetzt werden. 

Dieses Recht schließt den Zugang zu Infrastrukturen ein, durch 

die Serviceeinrichtungen nach Anlage 2 Nummer 2 angebunden 

werden.
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Serviceeinrichtungen

(4)Jeder Zugangsberechtigte hat das Recht auf Zugang 

einschließlich des Schienenzugangs zu den in Anlage 2 Nummer 

2 genannten Einrichtungen zu angemessenen, 

nichtdiskriminierenden und transparenten Bedingungen.

(5)Die Regulierungsbehörde stellt auf Antrag des betroffenen 

Eisenbahnverkehrsunternehmens fest, ob der Hauptzweck des 

Verkehrsdienstes in der Beförderung von Fahrgästen zwischen 

Bahnhöfen in verschiedenen Mitgliedstaaten liegt.

(6)Die Absätze 1 bis 5 sind insoweit nicht anzuwenden, als ein auf 

Grund des Artikels 10 Absatz 4 der Richtlinie 2012/34/EU 

erlassener Durchführungsrechtsakt eine inhaltsgleiche oder 

entgegenstehende Regelung trifft.
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(1)Durch die Eisenbahnaufsicht wird die Beachtung

1. dieses Gesetzes und der darauf beruhenden 

Rechtsverordnungen,

2. des Rechts der Europäischen Gemeinschaften oder der 

Europäischen Union, soweit es Gegenstände dieses 

Gesetzes oder die Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 

betrifft,

3. von zwischenstaatlichen Vereinbarungen, soweit sie 

Gegenstände dieses Gesetzes betreffen,

überwacht.
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(1a) Für die Eisenbahnaufsicht und für Genehmigungen sind, soweit 

in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, zuständig

1. der Bund für

a) Eisenbahnen des Bundes mit Sitz im Inland,

b) Eisenbahnen des Bundes ohne Sitz im Inland 

hinsichtlich der Benutzung oder des Betreibens 

einer Eisenbahninfrastruktur auf dem Gebiet der 

Bundesrepublik Deutschland,

c) nichtbundeseigene Eisenbahnen ohne Sitz im 

Inland hinsichtlich der Benutzung einer 

Eisenbahninfrastruktur auf dem Gebiet der 

Bundesrepublik Deutschland,
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2. die Länder für

a) nichtbundeseigene Eisenbahnen mit Sitz im 

Inland,

b) nichtbundeseigene Eisenbahnen ohne Sitz im 

Inland hinsichtlich des Betreibens einer 

Eisenbahninfrastruktur auf dem Gebiet der 

Bundesrepublik Deutschland.
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(1b) Für die Eisenbahnaufsicht und für Genehmigungen ist, soweit in 

diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, zuständig

1. für Eisenbahnverkehrsunternehmen nach Absatz 1a Nr. 2 

Buchstabe a das Land, in dem sie ihren Sitz haben,

2. für Eisenbahninfrastrukturunternehmen nach Absatz 1a 

Nr. 2 jeweils das Land, in dem sie ihre 

Eisenbahninfrastruktur betreiben.

Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 können die beteiligten Länder etwas 

anderes vereinbaren.
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(1c) Die für die Eisenbahnaufsicht über ein 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen zuständige Behörde hat 

auch die Aufsicht über Eisenbahnverkehrsunternehmen, soweit 

diese die ihrer Aufsicht unterliegende Eisenbahninfrastruktur 

benutzen.

(1d) Dem Bund obliegt

1. die Anerkennung und Überwachung der

a) benannten Stellen im Sinne des Artikels 2 Buchstabe 

j in Verbindung mit den Artikeln 18 und 28 der 

Richtlinie 2008/57/EG,

b) bestimmten Stellen im Sinne des Artikels 17 Absatz 3 

Satz 3 der Richtlinie 2008/57/EG und
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2. die Aufgabe der Anerkennungsstelle von 

Bewertungsstellen im Sinne des Artikels 7 Buchstabe b in 

Verbindung mit Artikel 13 Absatz 1 der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 402/2013 der 

Kommission vom 30. April 2013 über die gemeinsame 

Sicherheitsmethode für die Evaluierung und Bewertung 

von Risiken und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 

352/2009 (ABl. L 121 vom 3.5.2013, S. 8).
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Der Bund nimmt die Aufgaben nach Satz 1 durch die für die 

Eisenbahnaufsicht nach Absatz 2 Satz 1 zuständige 

Bundesbehörde als Sicherheitsbehörde wahr. Anerkennungen 

nach Satz 1 erteilt die Sicherheitsbehörde auf Antrag. 

Unbeschadet des Satzes 1 Nummer 1 Buchstabe a obliegt dem 

Bund die Wahrnehmung der Aufgaben einer benannten Stelle, 

soweit eine solche nach dem Recht der Europäischen 

Gemeinschaft oder der Europäischen Union im Zusammenhang 

mit dem interoperablen Eisenbahnsystem einzurichten ist. Hierzu 

wird bei der für die Eisenbahnaufsicht nach Absatz 2 Satz 1 

zuständigen Bundesbehörde eine benannte Stelle eingerichtet.
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(1e) Dem Bund obliegt für die regelspurigen Eisenbahnen, die Halter 

von Eisenbahnfahrzeugen und die für die Instandhaltung 

zuständigen Stellen

1. die Genehmigung der Inbetriebnahme struktureller 

Teilsysteme und Teile von diesen im Sinne des Rechts 

der Europäischen Gemeinschaften oder der 

Europäischen Union;

2. die Erteilung von

a) Sicherheitsbescheinigungen und 

Sicherheitsgenehmigungen sowie

b) Instandhaltungsstellen-Bescheinigungen und 

Bescheinigungen für Instandhaltungsfunktionen;
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3. die Anerkennung von Schulungseinrichtungen und die 

Überwachung deren Tätigkeit sowie das Führen eines 

Registers über die Schulungseinrichtungen

4. die Eisenbahnaufsicht, ausgenommen die Überwachung 

der Beachtung der Vorschriften der §§ 10 bis 13, über 

nichtbundeseigene Eisenbahnen, die einer 

Sicherheitsbescheinigung oder Sicherheitsgenehmigung 

bedürfen

4a.  die Eisenbahnaufsicht über Halter nach § 32, deren 

Eisenbahnfahrzeuge im 

Fahrzeugeinstellungsregister

nach § 25a eingetragen sein müssen;

5. die Eisenbahnaufsicht über das Inverkehrbringen von 

Interoperabilitätskomponenten im Sinne des Rechts der 

Europäischen Gemeinschaften oder der Europäischen 

Union;
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6.die Überwachung der von öffentlichen Eisenbahnen 

festgelegten Regeln, die Anforderungen zur 

Gewährleistung der Eisenbahnsicherheit enthalten und für 

mehr als eine Eisenbahn gelten, mit Ausnahme der 

Regeln von Betreibern von Regionalbahnen und Netzen 

des Regionalverkehrs;

7.die Führung eines behördlichen 

Fahrzeugeinstellungsregisters, soweit dieses nach dem 

Recht der Europäischen Gemeinschaften oder der 

Europäischen Union einzurichten ist;

8.in den Fällen, in denen das 

Eisenbahnverkehrsunternehmen über eine 

Sicherheitsbescheinigung oder das 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen über eine 

Sicherheitsgenehmigung verfügen muss,
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a) die Erteilung, Aussetzung und Entziehung von 

Triebfahrzeugführerscheinen und die Überwachung des 

Fortbestehens der Erteilungsvoraussetzungen;

b) die

aa) Überwachung des Verfahrens zur Erteilung von 

Bescheinigungen über die Infrastruktur und die 

Fahrzeuge, die der Inhaber eines 

Triebfahrzeugführerscheines nutzen und führen darf 

(Bescheinigungen),

bb) Überwachung, ob die Erteilungsvoraussetzungen für 

Bescheinigungen fortbestehen, und die erforderlichen 

Aufsichtsmaßnahmen,

cc) Bearbeitung von Beschwerden im Rahmen des 

Verfahrens zur Erteilung von Bescheinigungen;
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c) das Führen eines 

Triebfahrzeugführerscheinregisters;

d) die Anerkennung oder Zulassung von

aa) Ärzten und Psychologen zur 

Tauglichkeitsuntersuchung und

bb) Prüfern

für die Erteilung von Triebfahrzeugführerscheinen und 

Bescheinigungen und deren Überwachung sowie die 

Führung jeweils eines Registers hierüber;

9. das Genehmigen von Ausnahmen von der Anwendung 

bestimmter technischer Spezifikationen für die 

Interoperabilität.

Der Bund nimmt die Aufgaben nach Satz 1 durch die für die 

Eisenbahnaufsicht nach Absatz 2 Satz 1 zuständige 

Bundesbehörde als Sicherheitsbehörde wahr.
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(1h) Dem Bund obliegt die Anerkennung und Überwachung von 

Prüfsachverständigen im Sinne von § 4b.

(1i) Die Aufgaben und die Befugnisse der für die Strafverfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten zuständigen Behörden 

bleiben im Übrigen unberührt.

(1j) Die Aufgaben und Befugnisse der Regulierungsbehörde nach 

dem Eisenbahnregulierungsgesetz bleiben unberührt.
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(2) Für den Bund sind zuständig die nach dem 

Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetz bestimmten Behörden, für 

das jeweilige Land die von der Landesregierung bestimmte Behörde. 

Das jeweilige Land und der Bund können miteinander vereinbaren, die 

Eisenbahnaufsicht, die Befugnis zur Erteilung von Genehmigungen 

sowie die Untersuchung von gefährlichen Ereignissen ganz oder 

teilweise dem Bund zu übertragen. Der mit den übertragenen Aufgaben 

verbundene Aufwand ist dabei dem Bund zu erstatten. Die für den Bund 

nach Satz 1 zuständige Behörde führt die übertragenen Aufgaben nach 

den Weisungen und für Rechnung des Landes aus. Die Landesregierung 

kann anderen öffentlichen oder privaten Stellen die Eisenbahnaufsicht 

und die Befugnis zur Erteilung von Genehmigungen ganz oder teilweise 

durch Rechtsverordnung übertragen. Aufsichts- und 

Genehmigungsbehörde im Sinne dieses Gesetzes ist auch die Stelle, 

der die Landesregierung nach Satz 5 oder das Bundesministerium für 

Verkehr und digitale Infrastruktur nach dem 

Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetz Aufgaben übertragen hat.
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(3)Die Landesregierung bestimmt die Behörde, die zuständig ist für 

Eisenbahnen des Bundes sowie für nichtbundeseigene 

Eisenbahnen ohne Sitz im Inland, soweit es sich um die 

Einhaltung von Auflagen auf der Grundlage von Artikel 1 Abs. 5 

und 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 26. Juni 

1969 über das Vorgehen der Mitgliedstaaten bei mit dem Begriff 

des öffentlichen Dienstes verbundenen Verpflichtungen auf dem 

Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs (ABI. 

EG Nr. L 156 S. 1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 

Nr. 1893/91 des Rates vom 20. Juni 1991 (ABI. EG Nr. L 169 S. 

1), betreffend den Schienenpersonennahverkehr dieser 

Eisenbahnen auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 

handelt.
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(4)Abweichend von den Absätzen 1a und 1b ist zuständig für die 

Genehmigung und Einhaltung von Tarifen

1. im Schienenpersonennahverkehr die von der 

Landesregierung bestimmte Behörde des Landes, in dem 

das Eisenbahnverkehrsunternehmen seinen Sitz hat,

2. eines Verkehrs- und Tarifverbundes, die von einem 

Eisenbahnverkehrsunternehmen angewendet werden, 

die von der Landesregierung bestimmte Behörde des 

Landes, in dem der jeweilige Verbund seinen Sitz hat.

Hat das Eisenbahnverkehrsunternehmen seinen Sitz im Ausland, 

ist die Behörde des Landes zuständig, in dem der nach der 

Streckenlänge überwiegende Teil der genutzten 

Eisenbahninfrastruktur liegt. Die zuständige 

Genehmigungsbehörde trifft ihre Entscheidung nach Anhörung 

der Genehmigungsbehörden der vom Anwendungsbereich eines 

Tarifs berührten Länder.
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(5) Die Einhaltung von Arbeitsschutzvorschriften wird von den nach 

diesen Vorschriften zuständigen Behörden überwacht. Für 

Schienenfahrzeuge und Anlagen, die unmittelbar der Sicherstellung 

des Betriebsablaufs dienen, kann das Bundesministerium für 

Verkehr und digitale Infrastruktur im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung 

mit Zustimmung des Bundesrates die Zuständigkeit auf das 

Eisenbahn-Bundesamt übertragen.

(6) Auf Antrag eines Eisenbahnverkehrsunternehmens, das auch über 

den außerhalb des Netzes des Regionalverkehrs liegenden 

Übergangsbahnhof hinaus Schienenpersonennahverkehr bis in die 

nächste Stadt mit einer Einwohnerzahl von über 100 000 betreibt, 

kann das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 

nach Anhörung der beteiligten Länder im Einzelfall anordnen, dass 

auf dieses Eisenbahnverkehrsunternehmen die Bestimmungen 

anzuwenden sind, die für Regionalbahnen gelten, soweit
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1. dafür ein besonderes regionales Bedürfnis besteht,

2. das Eisenbahnverkehrsunternehmen die notwendige 

Befähigung nachgewiesen hat und

3. die Einheitlichkeit der Eisenbahnaufsicht nicht 

gefährdet wird.

Die Anordnung ist dem Antragsteller und den beteiligten 

Ländern bekannt zu geben. Sie ist im Bundesanzeiger zu 

veröffentlichen.
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§ 5a AEG Aufgaben und Befugnisse der 

Eisenbahnaufsichtsbehörden

(1)Die Eisenbahnaufsichtsbehörden haben die Aufgabe, die 

Einhaltung der in § 5 Abs. 1 genannten Vorschriften zu 

überwachen, soweit in diesem Gesetz nichts Besonderes 

bestimmt ist. Sie haben dabei insbesondere die Aufgabe,

1. Gefahren abzuwehren, die beim Betrieb der Eisenbahn 

entstehen oder von den Betriebsanlagen ausgehen, und

2. gefährliche Ereignisse im Eisenbahnbetrieb zu 

untersuchen, soweit es sich dabei nicht um gefährliche 

Ereignisse handelt, deren Untersuchung gemäß § 5b 

Absatz 1 der Bundesstelle für 

Eisenbahnunfalluntersuchung obliegt.
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§ 5a AEG Aufgaben und Befugnisse der 

Eisenbahnaufsichtsbehörden

(2)Die Eisenbahnaufsichtsbehörden können in Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben gegenüber denjenigen, die durch die in § 5 Absatz 1 

genannten Vorschriften verpflichtet werden, die Maßnahmen 

treffen, die zur Beseitigung festgestellter Verstöße und zur 

Verhütung künftiger Verstöße gegen die in § 5 Absatz 1 

genannten Vorschriften erforderlich sind.

(3)Die nach § 5 Abs. 1c zuständige Aufsichtsbehörde hat den 

Eisenbahnverkehrsunternehmen gegenüber nur die Befugnisse 

nach Absatz 2, Absatz 4 Nr. 2, 4 und Absatz 5. Sie hat die nach §

5 Abs. 1a, 1b und 2 sonst für das 

Eisenbahnverkehrsunternehmen zuständige Aufsichtsbehörde 

über Beanstandungen und getroffene Maßnahmen zu 

unterrichten.
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§ 5a AEG Aufgaben und Befugnisse der 

Eisenbahnaufsichtsbehörden

(4)Die nach Absatz 2 Verpflichteten und die für sie tätigen Personen 

müssen den Eisenbahnaufsichtsbehörden und ihren Beauftragten 

zur Durchführung der Eisenbahnaufsicht gestatten,

1. Grundstücke, Geschäftsräume und Betriebsanlagen 

innerhalb der üblichen Geschäfts- und Arbeitsstunden zu 

betreten,

2. Eisenbahnfahrzeuge zu betreten sowie unentgeltlich und 

ohne Fahrausweis mitzufahren,

3. Bücher, Geschäftspapiere, Unterlagen, insbesondere 

Unterlagen, die die Verpflichtung der Eisenbahnen nach 

den §§ 4, 12 und 14 betreffen, einzusehen,

4. Gegenstände sowie Aufzeichnungen über Fahrtverlauf, 

Zugmeldungen und Störungen in amtliche Verwahrung zu 

nehmen.
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§ 5a AEG Aufgaben und Befugnisse der 

Eisenbahnaufsichtsbehörden

(5)Die nach Absatz 2 Verpflichteten und die für sie tätigen Personen 

haben den Eisenbahnaufsichtsbehörden und ihren Beauftragten 

alle für die Durchführung der Eisenbahnaufsicht erforderlichen

1. Auskünfte zu erteilen,

2. Nachweise zu erbringen,

3. Hilfsmittel zu stellen und Hilfsdienste zu leisten.

Die Auskünfte sind wahrheitsgemäß und nach bestem Wissen zu 

erteilen. Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf 

solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder 

einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung 

bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung 

oder eines Verfahrens wegen einer Ordnungswidrigkeit 

aussetzen würde.
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§ 5a AEG Aufgaben und Befugnisse der 

Eisenbahnaufsichtsbehörden

(6)Unternehmen, die Eisenbahnfahrzeuge sowie Betriebsleit- und 

Sicherheitssysteme im Inland instand halten, und die für sie 

tätigen Personen sind verpflichtet, den nach § 5 Absatz 1a, 1b, 1e 

und 2 zuständigen Aufsichtsbehörden und ihren Beauftragten zur 

Durchführung der Eisenbahnaufsicht zu gestatten, 

Eisenbahnfahrzeuge sowie Betriebsleit- und Sicherheitssysteme 

innerhalb der üblichen Geschäfts- und Arbeitsstunden zu 

untersuchen. Sie haben die dazu erforderlichen Hilfsmittel zu 

stellen und Hilfsdienste zu leisten. Findet die Instandhaltung im 

Ausland statt, sollen die Eisenbahnen den Aufsichtsbehörden die 

Prüfung nach Satz 1 ermöglichen.



Schwerpunktbereichsstudium an der Universität Passau

§ 5a AEG Aufgaben und Befugnisse der 

Eisenbahnaufsichtsbehörden

(8)Den nach § 5 Abs. 1a zuständigen Eisenbahnaufsichtsbehörden 

obliegt bei Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach Absatz 1 auch die 

Bearbeitung von Beschwerden über einen mutmaßlichen Verstoß 

einer Eisenbahn oder eines Reiseveranstalters oder 

Fahrkartenverkäufers im Sinne des Artikels 3 Nr. 6 oder Nr. 7 der 

Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 gegen die Vorschriften dieser 

Verordnung oder einer auf Grund des § 26 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a 

erlassenen Rechtsverordnung. Die Zuständigkeit für 

Beschwerden wegen Gesetzesverstößen eines 

Reiseveranstalters oder Fahrkartenverkäufers bestimmt sich 

nach der Zuständigkeit für die Eisenbahn, deren Fahrkarten der 

Reiseveranstalter oder Fahrkartenverkäufer verkauft. Soweit das 

Eisenbahn-Bundesamt nicht selbst zuständige 

Eisenbahnaufsichtsbehörde ist, leitet es eine Beschwerde 

unverzüglich an die zuständige Eisenbahnaufsichtsbehörde 

weiter.
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§ 5a AEG Aufgaben und Befugnisse der 

Eisenbahnaufsichtsbehörden

(8a) Die Eisenbahnaufsichtsbehörde kann natürliche oder juristische 

Personen des Privatrechts beauftragen, an der Erfüllung der 

Aufgaben mitzuwirken.

(9) Die Eisenbahnaufsichtsbehörden können ihre Anordnungen nach 

den für die Vollstreckung von Verwaltungsmaßnahmen geltenden 

Vorschriften durchsetzen. Die Höhe des Zwangsgeldes beträgt 

bis zu 500 000 Euro.
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§ 5b AEG Aufgaben und Befugnisse der Stellen für 

Eisenbahn-Unfalluntersuchung

(1)Die Bundesstelle für Eisenbahnunfalluntersuchung untersucht 

Unfälle und Störungen im Sinne des Kapitels V der Richtlinie 

(EU) 2016/798 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Mai 2016 über Eisenbahnsicherheit (ABl. L 138 vom 

26.5.2016, S. 102) (gefährliche Ereignisse im Eisenbahnbetrieb) 

mit Ausnahme der gefährlichen Ereignisse auf den in Artikel 2 

Absatz 2 Buchstabe c und Absatz 3 Buchstabe a bis c der 

Richtlinie (EU) 2016/798 bezeichneten Infrastrukturen, soweit 

diese nicht zu Eisenbahninfrastrukturen des Bundes gehören.
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§ 5b AEG Aufgaben und Befugnisse der Stellen für 

Eisenbahn-Unfalluntersuchung

(2)Die Untersuchung gefährlicher Ereignisse im Eisenbahnbetrieb 

gemäß Absatz 1 erfolgt unabhängig von Zuständigkeiten und 

Befugnissen der Aufsichtsbehörden, Sicherheitsbehörden, 

Regulierungsbehörden, Strafverfolgungsbehörden, 

Konformitätsbewertungsstellen, Eisenbahnen, Haltern von 

Eisenbahnfahrzeugen und den für die Instandhaltung 

zuständigen Stellen.

(3)Eine Stelle für Eisenbahn-Unfalluntersuchung hat zur Erfüllung 

ihrer Aufgaben gegenüber den Eisenbahnen und anderen 

Beteiligten eines gefährlichen Ereignisses im Eisenbahnbetrieb 

die Befugnisse einer Eisenbahnaufsichtsbehörde nach § 5a 

Absatz 4 bis 6, 8a und 9. Darüber hinaus ist der Stelle für 

Eisenbahn-Unfalluntersuchung und ihren Bediensteten und 

Beauftragten auf Verlangen von den Eisenbahnen und anderen 

Beteiligten eines gefährlichen Ereignisses im Eisenbahnbetrieb
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§ 5b AEG Aufgaben und Befugnisse der Stellen für 

Eisenbahn-Unfalluntersuchung

1. ungehinderter Zugang zum Ort des gefährlichen 

Ereignisses sowie zu Fahrzeugen und Fahrzeugteilen 

und zu deren Ladung sowie zu der mit dem gefährlichen 

Ereignis im Zusammenhang stehenden Infrastruktur und 

den Sicherungsanlagen,

2. die unverzügliche Spurenaufnahme und dokumentierte 

Entnahme von Gegenständen und Bauteilen zu 

Untersuchungs- oder Auswertezwecken,

3. unverzüglicher Zugang zu Aufzeichnungsanlagen, 

Aufzeichnungsträgern und sonstigen Aufzeichnungen 

sowie deren Auswertung,

4. Zugang zu den Ergebnissen einer Untersuchung toter 

oder verletzter Personen oder von Proben solcher 

Personen,
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§ 5b AEG Aufgaben und Befugnisse der Stellen für 

Eisenbahn-Unfalluntersuchung

5. Zugang zu den Ergebnissen von Untersuchungen der 

beteiligten Betriebspersonale oder von entsprechenden 

Proben solcher Personen,

6. ungehinderter Zugang zu allen weiteren sachdienlichen 

Informationen oder Aufzeichnungen

zu gewähren, soweit dies für die Erreichung des 

Untersuchungszwecks erforderlich ist. Die Sätze 1 und 2 gelten 

für Anlagen, Einrichtungen, Fahrzeuge der Bundeswehr und 

deren Ladung sowie Angehörige der Bundeswehr nur insoweit, 

wie Belange der militärischen Sicherheit nicht beeinträchtigt 

werden.
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§ 5b AEG Aufgaben und Befugnisse der Stellen für 

Eisenbahn-Unfalluntersuchung

(4)Auf Verlangen einer Stelle für Eisenbahn-Unfalluntersuchung sind 

die an gefährlichen Ereignissen beteiligten Eisenbahnen und die 

für sie tätigen Personen verpflichtet, die Stelle für Eisenbahn-

Unfalluntersuchung bei einer Untersuchung zu unterstützen durch

1. Überführung von Fahrzeugen und Fahrzeugteilen in zur 

weiteren Untersuchung geeignete Werkstätten,

2. Auslesung und Auswertung von fahrzeugseitigen 

Diagnoseeinrichtungen,

3. Sicherung von Beweisen an der Ereignisstelle und 

hiervon abgesetzter Infrastruktureinrichtungen wie durch 

Messzugfahrten sowie Auslesung und Auswertung von 

Sicherungsanlagen.

Die Möglichkeit eines zivilrechtlichen Rückgriffs auf den 

Verursacher des gefährlichen Ereignisses bleibt unberührt.



Schwerpunktbereichsstudium an der Universität Passau

§ 5b AEG Aufgaben und Befugnisse der Stellen für 

Eisenbahn-Unfalluntersuchung

(5)Die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes über die 

Ermittlung des Sachverhaltes im Verwaltungsverfahren gelten für 

die Untersuchung gefährlicher Ereignisse im Eisenbahnbetrieb 

entsprechend. Eine Stelle für Eisenbahn-Unfalluntersuchung ist 

befugt, eine Versicherung an Eides statt zu verlangen. Zeugen 

und Sachverständige sind zur Aussage oder zur Erstattung eines 

Gutachtens verpflichtet; § 5a Absatz 5 Satz 3 sowie § 65 Absatz 1 

Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes gelten entsprechend. 

Zeugen und Sachverständige sind auf Antrag nach Maßgabe des 

Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen und 

Sachverständigen zu entschädigen.
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§ 5b AEG Aufgaben und Befugnisse der Stellen für 

Eisenbahn-Unfalluntersuchung

(6)Dem Bund obliegt die Untersuchung von gefährlichen 

Ereignissen im Eisenbahnbetrieb auf Eisenbahninfrastrukturen, 

die seiner Eisenbahnaufsicht unterliegen. Der Bund nimmt die 

Aufgabe der Stelle für Eisenbahn-Unfalluntersuchung durch die 

Bundesstelle für Eisenbahnunfalluntersuchung wahr. In allen 

anderen Fällen liegt die Zuständigkeit bei der vom Land 

bestimmten Stelle.

(7)Die Aufgaben und Befugnisse der für die Strafverfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten zuständigen Behörden 

bleiben unberührt.

(8)Die Aufgaben und Befugnisse der für die Gefahrenabwehr 

zuständigen Eisenbahnaufsichtsbehörden bleiben unberührt. 

Einzelheiten des Vorgehens an der Unfallstelle sind in einer 

Verwaltungsvereinbarung zu regeln.
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§ 11 AEG Abgabe und Stilllegung von 

Eisenbahninfrastruktureinrichtungen, 

Betriebspflicht

(1)Betreiber von Schienenwegen und Betreiber von 

Serviceeinrichtungen sind zum Betrieb ihrer 

Eisenbahninfrastruktur verpflichtet. Beabsichtigt ein öffentliches 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen die dauernde Einstellung des 

Betriebes einer Strecke oder einer Serviceeinrichtung, eines für 

die Betriebsabwicklung wichtigen Bahnhofs oder die mehr als 

geringfügige Verringerung der Kapazität einer Strecke, so hat es 

dies bei der zuständigen Aufsichtsbehörde zu beantragen. Dabei 

hat es darzulegen, daß ihm der Betrieb der 

Infrastruktureinrichtung nicht mehr zugemutet werden kann und 

Verhandlungen mit Dritten, denen ein Angebot für die Übernahme 

der Infrastruktureinrichtung durch Verkauf oder Verpachtung zu in 

diesem Bereich üblichen Bedingungen gemacht wurde, erfolglos 

geblieben sind. 
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§ 11 AEG Abgabe und Stilllegung von 

Eisenbahninfrastruktureinrichtungen, 

Betriebspflicht

Bei den Übernahmeangeboten an Dritte sind Vorleistungen 

angemessen zu berücksichtigen. Die zuständige 

Aufsichtsbehörde kann bei einem Antrag auf dauernde 

Einstellung des Betriebes einer Serviceeinrichtung 

entscheiden, dass eine Bekanntgabe nach Absatz 1a 

entbehrlich ist, wenn die Serviceeinrichtung in den letzten 24 

Monaten vor der geplanten Betriebseinstellung nicht 

zweckentsprechend genutzt wurde und kein Antrag auf 

Nutzung gestellt oder eine entsprechende Absicht dem 

Betreiber bekannt ist.
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§ 11 AEG Abgabe und Stilllegung von 

Eisenbahninfrastruktureinrichtungen, 

Betriebspflicht

(1a) Öffentliche Eisenbahninfrastrukturunternehmen haben ihre 

Absicht nach Absatz 1 Satz 1 entweder

1. im Bundesanzeiger zu veröffentlichen oder

2. im Internet zu veröffentlichen und die Adresse im 

Bundesanzeiger bekannt zu machen.

In der Bekanntmachung sind Angaben für die 

betriebswirtschaftliche Bewertung dieser Infrastruktur 

aufzunehmen. Nach der Veröffentlichung können Dritte das 

öffentliche Eisenbahninfrastrukturunternehmen binnen einer Frist 

von drei Monaten zur Abgabe eines Angebotes auffordern. Im 

Angebot ist die Bestimmung der abzugebenden Grundstücke und 

Infrastruktureinrichtungen für Eisenbahnzwecke und deren 

Ertragswert bei der Preisbildung angemessen zu berücksichtigen. 
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§ 11 AEG Abgabe und Stilllegung von 

Eisenbahninfrastruktureinrichtungen, 

Betriebspflicht

Bei der Bemessung des Pachtzinses ist maßgeblich der 

Ertragswert zu berücksichtigen. Das Angebot muss den 

Anschluss an die angrenzende Schieneninfrastruktur umfassen.

(2)Die zuständige Aufsichtsbehörde hat über den Antrag unter 

Berücksichtigung verkehrlicher und wirtschaftlicher Kriterien 

innerhalb von drei Monaten zu entscheiden. Im Bereich der 

Eisenbahnen des Bundes entscheidet das Eisenbahn-Bundesamt 

im Benehmen mit der zuständigen Landesbehörde. Bis zur 

Entscheidung hat das Unternehmen den Betrieb der 

Schieneninfrastruktur aufrecht zu halten.
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§ 11 AEG Abgabe und Stilllegung von 

Eisenbahninfrastruktureinrichtungen, 

Betriebspflicht

(3)Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die zuständige 

Aufsichtsbehörde innerhalb der in Absatz 2 bestimmten Frist nicht 

entschieden hat. Versagt sie die Genehmigung nach Maßgabe 

des Absatzes 2, so hat sie dem 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen die aus der Versagung 

entstehenden Kosten, einschließlich der kalkulatorischen Kosten 

zu ersetzen; die Zahlungsverpflichtung trifft das Land, wenn die 

von der Landesbehörde im Rahmen des Benehmens 

vorgetragenen Gründe für die Ablehnung maßgebend waren.

(4)Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 nicht vor, ist 

die Genehmigung zu versagen.

(5)Eine Versagung nach Maßgabe des Absatzes 2 ist nur für einen 

Zeitraum von einem Jahr möglich; danach gilt die Genehmigung 

als erteilt.
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§ 23 AEG Freistellung von Bahnbetriebszwecken

(1)Die zuständige Planfeststellungsbehörde stellt für Grundstücke, 

die Betriebsanlage einer Eisenbahn sind oder auf dem sich 

Betriebsanlagen einer Eisenbahn befinden, auf Antrag des 

Eisenbahninfrastrukturunternehmens, des Eigentümers des 

Grundstücks oder der Gemeinde, auf deren Gebiet sich das 

Grundstück befindet, die Freistellung von den 

Bahnbetriebszwecken fest, wenn kein Verkehrsbedürfnis mehr 

besteht und langfristig eine Nutzung der Infrastruktur im Rahmen 

der Zweckbestimmung nicht mehr zu erwarten ist.
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§ 23 AEG Freistellung von Bahnbetriebszwecken

(2)Vor der Entscheidung nach Absatz 1 hat die 

Planfeststellungsbehörde Eisenbahnverkehrsunternehmen, die 

nach § 1 Abs. 2 des Regionalisierungsgesetzes bestimmten 

Stellen, die zuständigen Träger der Landesplanung und 

Regionalplanung, die betroffenen Gemeinden sowie 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen, soweit deren 

Eisenbahninfrastruktur an die vom Antrag betroffene 

Eisenbahninfrastruktur anschließt, durch öffentliche 

Bekanntmachung im Bundesanzeiger zur Stellungnahme 

aufzufordern. Die Frist zur Abgabe der Stellungnahme soll sechs 

Monate nicht überschreiten.

(3)Die Entscheidung über die Freistellung ist dem 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen, dem Eigentümer des 

Grundstücks und der Gemeinde, auf deren Gebiet sich das 

Grundstück befindet, zuzustellen. Die zuständigen Träger der 

Landesplanung und Regionalplanung sind zu unterrichten.
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